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Beridit 

des Aiisscluisses für Geschäftsordnung und Immunität 

(3. Ausschuß) 


betr. : Mandatsniederlegung 

des Abgeordneten Müller (Hannover). 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Becker (Hersfeld) 

Der Ausschuß für Gesdiäftsordnung und Immunität nahm von dem 
Gutachten des Instituts für gerichtlidie Medizin der Universität 
Bonn vom 24. Mai 1950 Kenntnis. 

Er geht davon aus, daß nach dem Gutachten die üntersdirift des 
Abgeordneten mit einer an Sidierheit grenzenden AValirsdieinlidi- 
keit von ihm selbst stammt. 

Der Ausschuß erklärt sich außerstande festzustellen, ob die Unter- 
schrift blanco gegeben und der Text der Rüiktrittserklärung des 
Abgeordneten Müller erst nachträglidi darüber gesetzt worden ist. 

Der Aussdiuß erklärt sich auch außerstande, anhand der bis jetzt 
vorliegenden Unterlagen festzustellen, ob ira Falle des Vorliegens 
einer Blancountersdirift der darüberstehende Text der Bücktritts- 
crklärung mit oder ohne /ustiminung des Abgeordneten Müller 
niedcrgclegt worden ist. 

Die Umstände des Verschwindens des Abgeordneten Müller, seine 
Festnahme in dem Ostsektor von Berlin, die mit dem Datum seiner 
Mandatsniederlegung zusammenfällt, ferner die allbekannte Tatsache, 
daß die Abgeordneten der KPD unter einem sehr starken Zwang ihrer 
Parteileitung stehen, rechtfertigen die Vermutung, daß es sich bei 
fler Unterschrift des Abgeordneten Müller um ein schon im Herbst 
1949 abgegebenes Blankett handelt und damit um eine rechts- 
unwirksame Mandatsniederlegung. 

Der Ausschuß stellt daher fest, daß die bis jetzt vorliegenden Mög- 
lichkeiten nicht genügen, um die in der Öffentlichkeit geäußerten 
Verdachtsgründe zu entkräften, wonach es sich um einen nicht- 
freiwilligen Rücktritt des Abgeordneten Müller handle. Aus diesem 
Grunde beantragt der Ausschuß: 


Dru^: Budidruckerel R. Mädel, Bonn, Argeianderstraße 81 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Ahdernadi, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nieczschestraße 1 



Dem Bundestag wird empfohlen, 

den Präsidenten des Deutschen Bundestages zu ersuchen, geeignete 
Maßnahmen zu ergreifen, die es dem Abgeordneten Müller (Han- 
nover) ermöglidien, im Gebiet der Deutschen Bundesrepublik ein- 
schließlich der westlichen Sektoren von Berlin vor zuständigen 
Behörden eine Erklärung darüber abzugeben, ob sein Rücktritt 
legal erfolgt ist oder nicht. 

Bis zur Abklärung dieser Frage beschließt der Bundestag, den 
Abgeordneten Müller (Hannover) weiterhin als Mitglied des Bun- 
destages zu betrachten. 

Der Bundestag ersucht die Bundesregierung bei den Hohen Kom- 
missaren vorstellig zu werden, um im Falle des Vorliegens einer 
Verletzung der Immunität des Abgeordneten Müller (Hannover) 
und damit der Rechte des Bundestages die in Ostberlin vollzogene 
Verhaftung des Abgeordneten Müller (Hannover) aufheben zu 
lassen. 


Bonn, den 31. Mai 1950 


Der Aiisscliuß für GescliäftBordnung und Immunität 

Ritzel Dr, Becker (Uersfeld) 

Vorsitzender Berichterstatter 



